
Berlin. Der Arbeitsmarktforscher En-
zo Weber erwartet einen langanhal-
tenden Aufschwung der deutschen
Rüstungsindustrie. Der Aufwärts-
trend der Branche werde nachhaltig
sein und absehbar auf viele Jahre
weitergehen, sagte der Experte vom
Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) in Nürnberg der
Deutschen Presse-Agentur.

Aufgrund der Ausnahme bei der
Schuldenbremse für die Verteidi-
gungsausgaben seien die Finanzie-
rungsmöglichkeiten sichergestellt,
sagte der IAB-Forschungsbereichs-
leiter für Prognosen und gesamtwirt-
schaftliche Analysen. Laut einer Stu-
die unter Beteiligung des IAB könn-
ten bis zu 200.000 Jobs entstehen,
wenn Deutschland seine Verteidi-
gungsausgaben schuldenfinanziert
von zwei auf drei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts steigern würde.

„Nun kommt es darauf an, ob nur
Geld ausgegeben wird, oder auch ei-
ne industrielle Erneuerung gelingt“,
sagte Weber mit Blick auf die Finan-

zierungsmöglichkeiten des Bundes.
Mit den Mitteln müsse der Staat
auch Wettbewerb und Innovation
schaffen und eine Trendwende in
der Industrie anstoßen.

Im Gegensatz zur restlichen In-
dustrie in Deutschland sieht Weber
die Rüstungsbranche seit rund zwei
Jahren im Aufwind mit deutlich stei-
genden Beschäftigungszahlen. Auch
die Zahl der Stellenausschreibungen
steige, während sie in der übrigen
Industrie deutlich rückläufig sei.

Bewerberzahlen bei Rheinmetall
steigen kontinuierlich
Beim Rüstungskonzern Rheinmetall
etwa sind die Bewerberzahlen in
den vergangenen Jahren kontinuier-
lich gestiegen, wie ein Sprecher auf
Anfrage mitteilte. Gab es 2021 noch
rund 59.000 Bewerbungen aus
Deutschland, waren es 2024 bereits
175.000. Allein in der ersten Hälfte
dieses Jahres seien 120.000 Bewer-
bungen aus Deutschland eingegan-
gen.

Der Hersteller von Panzern und
Flugabwehrsystemen hat demnach

seit Jahresbeginn monatlich rund
500 Beschäftigte neu angestellt. Die
meisten neuen Stellen seien mit
knapp 2.000 im produktionsnahen
Bereich sowie im IT-Sektor geschaf-

fen worden. Gesucht würden derzeit
vor allem Beschäftigte in den Berei-
chen Produktentwicklung und Pro-
duktion, wie etwa Ingenieure oder
Mechatroniker.

Auch der Augsburger Rüstungs-
zulieferer Renk will die Zahl seiner
Beschäftigten in den nächsten Jah-
ren weiter steigern. Da sie die Effizi-
enz der Produktion deutlich erhöht
hätten, seien aber nicht so viele Be-
schäftigte gefordert, wie noch 2023
gedacht, teilte ein Sprecher auf An-
frage der dpa mit.

Steigende Bewerberzahlen für
seine Rüstungssparte verzeichnet
auch der Mischkonzern Diehl. In
den vergangenen Jahren seien in der
Konzernsparte Defence kontinuier-
lich mehrere Hundert Menschen
eingestellt worden, teilte eine Spre-
cherin mit, 2024 seien es mehr als
1.000 gewesen. Die Einstellungen
sollen in dieser Größenordnung wei-
tergehen, der Trend werde 2026 an-
halten.

Das Unternehmen nimmt den
Angaben nach einen Imagewandel
der Rüstungsbranche bei Bewerbern
und in großen Teilen der Gesell-
schaft wahr. Diehl produziert unter
anderem das Luftabwehrsystems
Iris-T, das auch in der Ukraine zum
Einsatz kommt. dpa

Rüstungsindustrie vor langanhaltendem Aufschwung
Arbeitsmarkt: Ein Job bei einer Rüstungsfirma hat messbar an Beliebtheit gewonnen. Forscher Enzo Weber sieht die Branche gar langfristig im Aufwind.

Von Sebastian Schlenker

Blick in das neue Artilleriewerk des Rüstungsunternehmens Rheinmetall in
Unterlüß (Niedersachsen). BILD: JULIAN STRATENSCHULTE/DPA

Berlin. CSU-Chef Markus Söder hat
seine Forderung erneuert, das ab
2035 geplante EU-weite Verbot neu-
er Autos mit Verbrennungsmotoren
zu kippen. Damit will der bayerische
Ministerpräsident die kriselnde
deutsche Autoindustrie stützen.
„Der Verbrenner hat mit E-Fuels und
neuen Technologien Zukunft. Das
EU-Verbrennerverbot 2035 gefähr-
det Hunderttausende Arbeitsplätze“,
sagte Söder der „Bild am Sonntag“.

Das Auto werde zur Schicksalsfra-
ge der deutschen Industrie. „Es ist
das Herz unserer Volkswirtschaft –
ohne Auto droht ein Kollaps.“

Die Forderung ist Teil eines
Zehn-Punkte-Plans, den Söder laut
„Bild am Sonntag“ vor dem Start der
Internationalen Automesse IAA Mo-
bility in München ausgearbeitet hat.
Darin verlangte er dem Bericht zu-
folge auch die Überarbeitung – also
Reduzierung – der CO2-Einsparziele,
einen Ausbau der Ladeinfrastruktur,
die Stärkung der Zulieferindustrie,
die Entwicklung des autonomen
Fahrens sowie die Reduzierung der
Kosten für den Führerschein.

Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) hat nach dem jüngsten Spit-
zentreffen der Koalition angekün-
digt, dass er die deutschen Autobau-
er und ihre Zulieferer zu einem Dia-
log zur Zukunft der Autoindustrie
einladen will. Die Autobranche hat
mit einer Absatzflaute, Konkurrenz
aus China und dem Wandel zur E-
Mobilität zu kämpfen. Dazu kommt
der Zollstreit mit den USA.

VW-Chef Oliver Blume sagte der
„Bild am Sonntag“: „Wir begrüßen,
dass die Bundesregierung zu einem
Automobilgipfel einladen wird.“
Man stelle sich bei Antrieben flexibel
auf, gleichzeitig gehöre der E-Mobi-
lität die Zukunft. Mercedes-Chef Ola
Källenius erklärte, man stehe an ei-
nem Punkt, der über die Zukunft der
Industrie entscheide. dpa

„Ohne Auto
droht ein
Kollaps“

Verkehr: CSU-Chef Söder
gegen Verbrennerverbot.

CSU-Chef Markus Söder hat einen
Zehn-Punkte-Plan erstellt. BILD: P. KNEFFEL/DPA

Berlin. Für Paypal ist der August
nicht rund gelaufen. Erst landeten
zahlreiche Kundendaten im Dar-
knet, jenem Teil des Internets, den
vor allem Gauner nutzen. Dann fie-
len die Sicherheitssysteme beim
US-Konzern aus. Deutsche Banken
blockierten daraufhin Zahlungen in
Milliardenhöhe, um Betrug zu ver-
hindern. Und die Kunden hierzulan-
de, die Paypal sehr gern nutzen, se-
hen sich nach einer heimischen Al-
ternative um.

Das eröffnet ungeahnte Chancen
für Wero, einen digitalen Zahlungs-
dienst aus Europa, der spät gestartet
ist, jetzt aber in hohem Maße profi-
tieren könnte.

Die Deutschen verwenden am
liebsten Paypal
Wer mit dem Mobiltelefon an der
Supermarktkasse bezahlt, nutzt
meist Apple Pay oder Google Pay –
Dienste der beiden US-Technologie-
riesen Apple und Google. Wer mit
einer Kreditkarte ein Auto bucht,
stützt sich auf Mastercard oder Visa,
zwei Finanzriesen aus den USA. Und
für Onlinekäufe verwenden beson-
ders die Deutschen am liebsten Pay-
pal. Das Finanzunternehmen sitzt in
Kalifornien. Beim Zahlungsverkehr
geht nur wenig ohne amerikanische
Firmen, vor allem, wenn das Geld
über Ländergrenzen fließen soll.
Kontrolle haben die europäischen
Kunden nicht. Das stört zuneh-
mend, vor allem weil die Wirt-
schaftspolitik der US-Regierung
Amerika über alles stellt und sich
wenig um andere schert.

„Es ist wichtig, dass der Zah-
lungsverkehr nicht allein von außer-
europäischen Plattformen geprägt
wird“, sagt Joachim Schmalzl, ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied
des Deutschen Sparkassen- und Gi-
roverbands (DSGV), des Dachver-
bands aller Sparkassen in Deutsch-
land. „Wer gestalten will, braucht ei-
gene Systeme – gerade in geopoli-
tisch sensiblen Bereichen wie dem
Zahlungsverkehr. Nur so bleiben
Wettbewerb, Wahlfreiheit und Inno-
vationskraft in Europa erhalten.“

Schmalzl ist auch Aufsichtsrats-
vorsitzender von EPI, das hinter We-
ro steht. Die European Payment Ini-
tiative (Europäische Zahlungsinitia-
tive) in Brüssel tragen zahlreiche
Banken, darunter der DSGV, die
Volksbanken und die Deutsche
Bank. Auch die ING Deutschland, ist
dabei, ebenso wie die Sparda-Ban-
ken. Aus Frankreich unterstützen
unter anderem BNP Paribas und So-
ciété Générale, aus den Niederlan-
den ABN Amro. Und seit kurzem ge-
hört auch die Neobank Revolut aus
Großbritannien dazu.

Gestartet ist Wero im Juli 2024.
Bisher lässt sich mit der App nur
Geld zwischen Privatpersonen hin-

und herschicken – grenzübergrei-
fend. Praktisch ist das, wenn zum
Beispiel auf der Arbeit Geld gesam-
melt wird, um einem Kollegen einen
Blumenstrauß zum Geburtstag zu
schenken. Es lässt sich auch ein

Schnäppchen auf dem Flohmarkt im
Brüsseler Viertel Marolles bezahlen.
Oder dem Straßenmusiker am
Montmartre in Paris Geld spenden.
Mobilnummer der Person, die das
Geld bekommen soll, eingeben,
Summe eintragen und abschicken.
Nach weniger als zehn Sekunden ist
das Geld da.

Bankdaten preiszugeben, ist nicht
nötig. Denn anders als bei einer
Überweisung müssen keine Konto-
nummern oder BIC-Codes eingege-
ben werden. Alles soll schnell und
einfach, aber gleichzeitig sicher lau-
fen. Und zwischen Privatpersonen
auch kostenlos. Große Marketing-
kampagnen gab es bisher nicht.

Das Angebot scheint dennoch in-
teressant zu sein. „Mehr als 43 Milli-
onen Menschen in Europa nutzen
Wero bereits, über eine Million allein
bei den Sparkassen“, sagt Schmalzl.
„Der Markt ist bereit, der Bedarf ist
da, und Europa damit auf dem rich-
tigen Weg.“

Der Name ist ein Kunstwort aus
dem englischen „We“ für „Wir“ und
„Euro“. Derzeit funktioniert Wero nur
in Belgien, Deutschland und Frank-
reich. 2026 kommen die Niederlan-

de hinzu. Österreich ist auch im Ge-
spräch. Ziel ist, die gesamte Euro-
Zone abzudecken. Richtig viele neue
Nutzer dürften im Herbst hinzu-
kommen. Dann sollen auch Online-
händler eingebunden werden. Die
sind in der Regel neuen Zahlmög-
lichkeiten gegenüber aufgeschlos-
sen, das Geschäft wächst auch. Der
stationäre Einzelhandel soll später
folgen.

Händler könnten durch günstigere
Gebühren profitieren
Wero finanziert sich über Gebühren,
die in der Regel die Händler tragen.
Und die sind sehr sensibel, wenn es
um ihre Kosten geht. Offiziell hält
sich das EPI zurück, zu hören ist
aber, dass es ein konkurrenzfähiges
Preismodell geben soll.

Im Klartext: Wero wird wohl für
die Händler billiger als Kreditkarte
oder Paypal. Die Amerikaner erhe-
ben im Vergleich zu anderen recht
hohe Gebühren. Niedrige Preise
dürften helfen, Wero bei Händlern
zügig zu verbreiten, was den neuen
europäischen Zahlungsdienst wie-
derum interessanter für Privatperso-
nen macht.

So funktioniert Wero
Geld: Der Datenklau bei Paypal öffnet Wero, dem europäischen Zahlungsdienst, neue Chancen. Was Verbraucher wissen müssen.

Von Björn Hartmann

Das neue Online-Zahlungssystem Wero soll Zahlungen zwischen europäischen Bankkonten gebührenfrei und sicher möglich
machen. BILD: ZACHARIE SCHEURER/DPA
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K Ist eine Bank bei Wero da-
bei, lässt sich die Funktion in
der entsprechenden Ban-
king-App nutzen.

K Wer eine solche App nicht
nutzt, kann auf die Wero-App
zurückgreifen. Nach dem ers-
ten Start erscheint eine Liste
mit teilnehmenden Banken.
Hier muss man die eigene aus-
wählen.

K Ist ein Girokonto für die We-
ro-App freigegeben, muss
noch eine Mobilnummer
(oder E-Mail-Adresse) mit
dem Konto verknüpft werden.
Dann kann Geld verschickt
werden.

Einfach über App

Stuttgart. Einer Autoproduktion in
den USA hat der deutsche Sportwa-
genbauer Porsche vorerst eine Absa-
ge erteilt. Trotz der durch die US-
Zölle gestiegenen Exportkosten sei
das Unternehmen mit der aktuellen
Herkunft der Fahrzeuge sehr zufrie-
den, sagte Nordamerika-Chef Timo
Resch dem „Handelsblatt“. „Deswe-
gen gibt es keine unmittelbaren oder
konkreten Pläne, in eine lokale Pro-
duktion einzusteigen.“

Angesprochen auf andere Optio-
nen, etwa eine Produktion in einem
bestehenden Werk einer VW-Toch-
ter oder eine reine Endmontage fer-
tiger Teile in den USA, sagte Resch:
„Für beides gibt es bei Porsche aus
unserer Sicht keine konkreten Pläne
und keinen unmittelbaren Bedarf.“
Das liege auch daran, dass die Stück-
zahlen bei Porsche deutlich niedri-
ger seien als etwa bei Audi. „Auch
daher ergibt eine lokale Fertigung
aus Kostensicht nach aktuellem
Stand keinen Sinn.“ Dennoch pochte
Resch im „Handelsblatt“ auf eine
schnelle Umsetzung der Handels-
vereinbarung zwischen der EU und
den USA.

Zölle machen Verkauf
deutscher Autos teurer
Die von US-Präsident Donald
Trump erhobenen Zölle für Autoim-
porte machen den Verkauf deut-
scher Autos in den USA für die Her-
steller deutlich teurer. Noch gilt ein
veralteter Zollsatz von 27,5 Prozent.
Er soll aber rückwirkend zum 1. Au-
gust auf 15 Prozent sinken – immer
noch mehr als vor dem Handelskon-
flikt. Wie teuer die Zölle den Auto-
bauer kommen, sagte Resch nicht,
aber es handele „sich um einen sig-
nifikanten Betrag“.

Branchenexperten rechnen mit-
telfristig mit Produktionsverlagerun-
gen von deutschen Auto-Herstellern
in Richtung USA. dpa

Absage an
USA

Sportwagen: Porsche will
Produktion nicht verlagern.

Ein Mitarbeiter in der Produktion von
Porsche in Stuttgart. BILD: MARIJAN MURAT/DPA

Friedrichshafen. Der Chef des kri-
selnden Autozulieferers ZF Fried-
richshafen, Holger Klein, sieht sein
Unternehmen beim Erreichen selbst
gesteckter Sparziele trotz Erfolgen
noch nicht am Ziel. „Wir sind bei
rund 5,8 Milliarden, die wir erreicht
haben, und werden jetzt die Lücke
zum Ende des Jahres noch schlie-
ßen. Aber wir sehen eindeutig, das
reicht nicht“, sagte der Manager. ZF
hatte 2023 ein erstes Einsparziel von
sechs Milliarden Euro für die Jahre
2024 und 2025 angekündigt. Eine
Summe für ein neues Sparziel nann-
te der Manager aber nicht.

Aktuell sprechen Management
und Betriebsrat über die Neuaus-
richtung der Sparte für Antriebe, in-
tern „Division E“ genannt. „Ich glau-
be, allen Beteiligten ist klar, dass die
Division E sich in der Mitte eines
perfekten Sturms befindet“, sagte
Klein. Sie ist in Teilen nicht wettbe-
werbsfähig. Der Bereich umfasst das
Geschäft mit Getrieben für alle An-
triebsarten. Er leidet besonders un-
ter dem verzögerten Anlauf der E-
Mobilität sowie unter hohen Kosten
und geringen Margen im traditionel-
len Getriebegeschäft. Der Betriebs-
rat hatte zuletzt mit Protesten gegen
die geplanten Einschnitte bei ZF
mobil gemacht. dpa

ZF will weiter
sparen

Zulieferer: Neuausrichtung der
Antriebssparte.
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Quelle: Fränkische Nachrichten 08.09.2025


